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Drudcsadie V/ 4599 


Der Parlamentarisdie Staatssekretär 

des Bundesministers des Auswärtigen Bonn, den 15. Juli 1969 

L 1 -86.13 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Menschenrechte der Deutschen in den unter fremder 
Verwaltung stehenden deutschen Ostgebieten und in 
den Vertreibungsgebieten 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Riedel (Frankfurt), 
Dr. Czaja, Dr. Marx (Kaiserslautern), Frau Kaiinke, 
Frau Klee, Dr. Hauser (Sasbach), Rehs, Stahlberg und 
Genossen 

— Drucksache V/4336 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit den 
Herren Bundesministern für gesamtdeutsche Fragen, für Ver- 
triebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte, für Abeit und 
Sozialordnung und des Innern wie folgt: 


1. Wann wird die Bundesregierung das wiederholt — insbesondere 
auch in der 164. Sitzung des Bundestages am 19. März 1968 — 
angekündigte Memorandum über die Menschenredite in 
Deutschland und der Deutschen veröffentlichen? 

Aufgrund der Anregung, ein Memorandum über die Menschen- 
rechte in beiden Teilen Deutschlands vorzubereiten, die in der 
164. Sitzung des Deutschen Bundestages am 29. März 1968 vom 
Vizepräsidenten des Bundestages, Dr. Mommer, gemacht wur- 
de, hat die Bundesregierung die Arbeiten an dieser Doku- 
mentation seinerzeit unverzüglich in Angriff genommen. We- 
gen der notwendigen Arbeitsteilung zwischen mehreren Fach- 
ressorts hat jedoch die Zusammenstellung des Materials länger 
gedauert als zunächst vorauszusehen war. Die einzelnen Bei- 
träge und Stellungnahmen der beteiligten Ressorts liegen nun- 
mehr vollständig vor und werden gegenwärtig in einem ersten 
Gesamtentwurf zusammengefaßt, der anschließend nochmals 
von den Ressorts gemeinsam überprüft werden muß. Erst wenn 
diese redaktionellen Vorbereitungen abgeschlossen sind, wird 
eine Entscheidung über Art und Zeitpunkt einer Verwendung 
des Memorandums getroffen werden können. 
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2. Wird die Bundesregierung in diesem Memorandum und — wie 
kursorisch bereits im Jahre 1968 — auch im Zusammenhang 
mit dem^Bericht zur Lage der Nation am 17. Juni 1969 die An- 
wendung beziehungsweise Beschränkung der Menschen- und 
Gruppenrechte gegenüber der über 1 Million Deutschen in den 
unter fremder Verwaltung stehenden Teilen Deutschlands dar- 
stellen? 

Die Entscheidung über die Frage, ob in dem in Vorbereitung 
befindlichen Memorandum auch die menschenrechtliche Situa- 
tion der Deutschen in den unter fremder Verwaltung stehenden 
Teilen Deutschlands dargestellt werden soll, kann im derzeiti- 
gen Stadium der redaktionellen Arbeit nicht vorweggenommen 
werden. Sie wird zusammen mit der politischen Entscheidung 
über Art und Zeitpunkt der Verwendung dieser Dokumenta- 
tion getroffen werden müssen. 

3. Welche Maßnahmen und Verhandlungen beabsichtigt die Bun- 
desregierung selbst fortzusetzen oder neu einzuleiten, um die 
Verbesserung der wirtschaftlichen und kulturellen Situation der 
Deutschen in den unter fremder Verwaltung stehenden Gebie- 
ten — z. B. durch Überweisung von Teilrenten und Teilversor- 
gungsleistungen, Spendensendungen mit unpolitischen Büchern, 
Kulturaustausch usw. — zu unterstützen? 

Deutsche Hilfe für die Deutschen in den unter fremder Ver- 
waltung stehenden Gebieten ist bisher auf zwischenstaatlichem 
Wege nicht möglich. Die Bundesregierung fördert jedoch die 
auf verschiedenen nichtstaatlichen Ebenen unternommenen 
Hilfeleistungen, Anstrengungen und Initiativen, die der Ver- 
besserung der wirtschaftlichen und kulturellen Situation jener 
Deutschen dienen sollen. Es hängt von der weiteren Entwick- 
lung unserer Beziehungen zu diesen Ländern ab, ob und wann 
solche Initiativen auch durch Verhandlungen zwischen der Bun- 
desregierung und den Regierungen dieser Länder gefördert 
öder Hilfeleistungen durch zwischenstaatliche Vereinbarungen 
geregelt werden können. 

4. Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung treffen, um im 
Sinne der Ausführungen des Ministers für gesamtdeutsche Fra- 
gen in Berlin am 6. Dezember 1968 solche Hilfen auch Deutschen 
in anderen Vertreibungsgebieten mit Zustimmung der Regierun- 
gen dieser Länder zukommen zu lassen und für die Verwirk- 
lichung eines demokratischen Volksgruppenrechtes in Europa 
einzutreten? 

Die Ausführungen zu Punkt 3 gelten auch für die Deutschen 
in den anderen Gebieten Ost- und Südosteuropas. 

Der Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen hat am 6. De- 
zember 1968 vor dem Kuratorium Unteilbares Deutschland den 
Willen der Bundesregierung bekräftigt, das Los der Deutschen 
erleichtern zu helfen, die außerhalb der alten Reichsgrenzen 
als Volksgruppen leben. Er hat dabei erneut darauf hingewie- 
sen, daß es für die Zukunft dieser Volksgruppen von lebens- 
wichtiger Bedeutung sei, ein demokratisches Volksgruppcn- 
recht zu entwickeln, dessen Verwirklichung im Rahmen einer 
europäischen Friedensordnung angestrebt werden müsse. Damit 
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ist bereits aufgezeigt worden, wo in der Politik der Bundesre- 
gierung die Ansatzpunkte für die Entwicklung eines solchen 
Volksgruppenrechts liegen. 

Die europäische Zone friedlicher Nachbarschaft, auf die die 
deutsche Friedenspolitik als Endziel gerichtet ist, soll nach dem 
Willen der Bundesregierung den Rahmen für die Lösung zahl- 
reicher Fragen bilden, deren Ursprung in der Geschichte des 
Zweiten Weltkriegs zu finden, deren Fortbestehen jedoch in 
den verhärteten politischen Fronten quer durch Europa begrün- 
det ist. Eine dieser Fragen betrifft die Lage der verstreuten 
europäischen Volksgruppen, denen eine dauerhafte und ge- 
rechte Friedensordnung die ungestörte Wahrung ihrer Lebens- 
rechte und traditionellen Lebensformen gewährleisten muß. In 
der Bundesrepublik Deutschland sind wissenschaftliche Unter- 
suchungen im Gange, um die praktischen und politischen Vor- 
aussetzungen eines Volksgruppenrechts zu klären, da nur ge- 
sicherte wissenschaftliche Erkenntnisse über diese Materie die 
Grundlage für spätere politische Lösungsvorschläge bilden kön- 
nen. Indessen darf nicht verkannt werden, daß die Herausbil- 
dung eines demokratischen Volksgruppenrechts einer lang- 
fristigen Entwicklung bedarf. Bemühungen um eine gerechtere 
Behandlung der Minderheiten sind in den ost- und südosteuro- 
päischen Ländern erkennbar. 


5. Beabsichtigt die Bundesregierung, die menschenrechtlidie Situa 
tion der Deutschen in allen diesen Gebieten in der internationa- 
len Öffentlichkeit und bei internationalen Institutionen in an- 
gemessener Weise bekanntzumachen? 


Von der gegenwärtigen menschenrechtlichen Situation in den 
unter Ziffer 3 und 4 der Anfrage bezeichneten Gebieten sind 
bis zu einem gewissen Grade nicht nur deren deutsche Bewoh- 
ner, sondern auch die übrigen Bevölkerungsteile betroffen. Die 
Bundesregierung wird jedoch im internationalen Rahmen jede 
vertretbare Möglichkeit nutzen, um die Verwirklichung der 
Menschenrechte auch für diese Deutschen zu fördern und insbe- 
sondere deren Schutz vor Diskriminierung zu erwirken. Sie 
wird indessen auch hierbei stets die Gesichtspunkte im Auge 
behalten müssen, die vorstehend zu Ziffer 3 und 4 dargelegt 
worden sind und sich dabei von den Interessen der unmittelbar 
Betroffenen leiten lassen. 


6. Wird die Bundesregierung weiterhin bemüht bleiben, die An- 
wendung der Menschen- und Gruppenrechte gegenüber Nicht- 
deutschen, die in der Bundesrepublik Deutschland legal Auf- 
enthalt genommen habe, zu verbessern, insbesondere die Ju- 
gend- und Erwachsenenbildung, den muttersprachlichen Zusatz- 
unterricht, den gemeinsamen Gottesdienst und die kulturellen 
Verbände der Nichtdeutschen, die sich an die grundgesetzliche 
und demokratische Ordnung halten, großzügig zu fördern, den 
Schutz für ihr Leben, ihre Menschenwürde und ihren guten Ruf 
zu festigen und die dafür getroffenen Maßnahmen zusammen- 
fassend darzustellen? 
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Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß den in der Bundes- 
republik Deutschland befindlichen Ausländern Menschen- und 
Gruppenrechte aufgrund der deutschen Gesetzgebung und der 
von der Bundesrepublik Deutschland abgeschlossenen völker- 
rechtlichen Verträge bereits in solchem Umfange eingeräumt 
sind, daß damit allen berechtigten Anliegen entsprochen ist. 
Die Garantien der Europäischen Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 4. November 1950, 
die von der Bundesrepublik Deutschland am 5. Dezember 1952 
ratifiziert wurde, gelten für Ausländer in gleicher Weise wie 
für die in der Bundesrepublik Deutschland lebenden Deutschen. 
Die im Grundgesetz verbürgten Grundrechte gelten, soweit sie 
nicht nach ihrem Wortlaut ausdrücklich Deutschen Vorbehalten 
sind, auch für Ausländer. Bei allen Maßnahmen, die dem Schutz 
des Lebens, der Menschenwürde und des guten Rufes von Men- 
schen zu dienen bestimmt sind, macht die Bundesrepublik 
Deutschland keinerlei Unterschiede zwischen Ausländern und 
ihren eigenen Staatsangehörigen. Uber das Grundgesetz und 
die Europäische Menschenrechtskonvention hinaus (vgl. dazu 
Artikel 16 der Menschenrechtskonvention) ist Ausländern in 
der Bundesrepublik Deutschland das Versammlungsrecht, das 
Vereinigungsrecht und das Recht der politischen Betätigung 
durch Gesetz eingeräumt; die letztere kann nur dann einge- 
schränkt oder untersagt werden, wenn sie in Widerspruch zu 
der Rechtsordnung oder zu anderen erheblichen Belangen des 
Gastlandes tritt (§ 6 Abs. 2 und 3 des Ausländergesetzes). Die 
Bildungseinrichtungen in der Bundesrepublik Deutschland ste- 
hen allen Einwohnern ohne Rücksicht auf ihre Staatsangehö- 
rigkeit in gleicher Weise offen. Ausländischen Kindern, die 
deutsche Schulen besuchen, wird, wo immer dies nach der 
Zahl der vorhandenen Kinder durchführbar erscheint und 
fremdsprachige Lehrkräfte zur Verfügung stehen. Zusatzunter- 
richt in ihrer Muttersprache erteilt. Darüber hinaus bestehen 
für einzelne Gruppen fremder Volkszugehörigkeit eigene 
Schulen, die überwiegend von der öffentlichen Hand finanziert 
werden. Kulturelle Verbände und Vereinigungen von Auslän- 
dern können sich frei entfalten und werden nicht nur ideell, 
sondern im Rahmen der haushaltsmäßigen Möglichkeiten des 
Staates und der freien Wohlfahrtsverbände auch materiell un- 
terstützt. In diesem Zusammenhang sind die umfangreichen 
Maßnahmen zugunsten der nichtdeutschen Flüchtlinge aus dem 
Osten und Südosten Europas besonders hervorzuheben. Der 
Seelsorge und dem Gottesdienst für Ausländer wird von den 
Kirchen besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Kirchliche und 
andere Glaubensgemeinschaften von Ausländern werden durch 
die öffentliche Hand, soweit erforderlich, unterstützt. 


Die Bundesregierung wird auch weiterhin dafür Sorge tragen, 
daß Ausländer die ihnen als Individuen oder als Gruppen durch 
die deutsche Gesetzgebung und durch völkerrechtliche Verträge 
eingeräumten Rechte auch tatsächlich in vollem Umfange ge- 
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nießen können, und sie wird im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
bemüht bleiben, dazu etwa notwendige materielle Hilfen zu 
leisten. 


Gerhard Jahn 



